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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die Frage, ob Abstimmungskampagnen Grenzen haben müssen und falls ja, wo diese
gezogen werden sollen, beschäftigt die Schweiz oft bei umstrittenen Abstimmungen.
Eine solche stellte die Masseneinwanderungsinitiative ohne Zweifel dar. Nach Meinung
zweier Staatsrechtsprofessoren sollte deren Annahme nun gar aufgrund von
Propaganda für ungültig erklärt werden. David Gibor und Tomas Poledna reichten eine
Stimmrechtsbeschwerde ein und argumentierten, dass der Urnengang durch
rassistische Propaganda verfälscht worden sei. Im Mittelpunkt dieser Argumentation
stand das Inserat mit dem Titel «Kosovaren schlitzen Schweizer auf!», für welches SVP-
Verantwortliche erstinstanzlich wegen Rassendiskiminierung verurteilt worden waren. 
In der Folge wurde vor allem unter Juristinnen und Juristen diskutiert, ob die
Meinungsbildung besser geschützt werden müsse. Sofern eine strafrechtliche
Verurteilung vorliege, könne die unter Strafe gestellte Handlung sehr wohl als
unzulässige Einwirkung auf die Willensbildung betrachtet werden, wurde auf der einen
Seite argumentiert. Man könne von den Stimmberechtigten nicht erwarten, dass sie
«Hetzinserate» als solche erkennen würden, betonte etwa Denise Buser,
Titularprofessorin für kantonales Staatsrecht an der Universität Basel. Wenn eine
unzulässige Beeinflussung der Willensbildung vorliege, dann könne man sich schon
überlegen, ob ein Abstimmungsresultat kassiert werden sollte, da das Strafrecht «eine
rote Linie» darstellen müsse, wandte auch der ehemalige Bundesrichter Giusep Nay
ein. Auf der anderen Seite wurde argumentiert, dass unwahre Äusserungen oder
unsachliche und abwertende Argumente zu einer offenen demokratischen
Auseinandersetzung gehörten. In der Debatte könnten diese ja auch thematisiert und
entkräftet werden. Ein Schutz der Stimmbürgerschaft sei nicht nötig, da diese selber
erkenne, wann ein Manipulationsversuch vorliege. Man müsse den Stimmberechtigten
zutrauen, dass in einem Abstimmungskampf fast alles gesagt werden dürfe,
argumentierte Markus Schefer, Professor für Staats- und Verwaltungsrecht. 
Das Bundesgericht entschied dann Ende August 2015 nicht auf die Beschwerde
einzutreten (Urteil 1C_63/2015, 1C_109/2015, 1C_237/2015, 1C_293/2015).
Hauptsächliche Begründung war, dass die Beschwerde zu spät eingereicht worden sei.
Eine solche müsse spätestens drei Tage nach Entdeckung des Beschwerdegrundes – im
konkreten Fall also bei Publikation des besagten Inserats – angemeldet werden. Das
Inserat war von der SVP bereits lange vor der Volksabstimmung geschaltet worden.
Gibor und Poledna hatten vergeblich argumentiert, dass erst mit der Verurteilung klar
geworden sei, dass eine Irreführung vorgelegen habe. Unbeantwortet liess das
Bundesgericht hingegen die Frage, ob strafbare Äusserungen die Willensbildung auf
unzulässige Weise beeinflussen können. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 10.09.2015
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Le Tribunal fédéral limite le droit d'expression des cantons dans les campagnes de
votation. Dans le cadre de l'examen d'un recours relatif à l'initiative populaire Monnaie
Pleine, l'instance judiciaire a jugé l'intervention des cantons par le biais de la
Conférence des directeurs cantonaux des finances (CDF) inadmissible. La demande
d'annulation du recourant a été rejetée. Le Tribunal fédéral estime que l'impact de la
CDF était limité.
Les gouvernements cantonaux sont toujours autorisés, également par la voie de la
Conférence des gouvernements cantonaux (CdC), à s'exprimer dans une campagne de
votation s'ils sont particulièrement concernés. En revanche, ils ne pourront plus
s'adresser via les différentes Conférences des directeurs cantonaux spécialisées, faute
de transparence. Suite à cette décision, plusieurs ministres prévoient d'interpeller le
Parlement pour fixer le droit d'expression des cantons avant une votation dans la loi. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 21.12.2018
DIANE PORCELLANA
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Bereits kurz vor dem Abstimmungssonntag im November 2020 zur
Konzernverantwortungsinitiative reichten die Jungfreisinnigen in fünf Kantonen (AG,
BE, SG, TG, ZH) eine Stimmrechtsbeschwerde gegen die Landeskirchen und deren
aktive Beteiligung am Abstimmungskampf zu Gunsten der Initiative ein. Als die
Kantonsregierungen nicht darauf eintraten, da diese Frage auf nationaler Ebene
geregelt werde, richtete die Jungpartei ihre Beschwerde an das Bundesgericht. Sie
beschuldigte die Kirchen, gegen Artikel 34 der Bundesverfassung – welcher
Sachlichkeit, Transparenz und Verhältnismässigkeit vorschreibt – verstossen zu haben,
und verlangten, dass sich die Religionsgemeinschaften in zukünftigen
Abstimmungskämpfen neutral verhalten müssten. In einer Stellungnahme an das
Bundesgericht, welche in den Medien teilweise veröffentlicht wurde, teilte die
Bundeskanzlei (BK) die Vorwürfe der Jungpartei und stellte fest, dass das Engagement
der katholischen und reformierten Landeskirchen im Zuge des Abstimmungskampfes
zur KVI «zumindest grenzwertig» gewesen sei, insbesondere da Gegenargumente
keinen Eingang in ihre Argumentation gefunden hätten. Die Kirche sei eine öffentlich-
rechtlich anerkannte Körperschaft, welche einen staatlichen Auftrag wahrnehme. Dafür
erhalte sie gewisse Privilegien, wie etwa das Recht, Steuern erheben zu dürfen, was sie
dazu verpflichte, sich an Grundrechte wie die Gewährung der Abstimmungsfreiheit zu
halten. Inwiefern die Kirchen im Rahmen ihrer Werbung für die KVI gegen diese
Vorgaben verstossen hätten, sei zu klären. 

Im März 2021 schrieb das Bundesgericht die fünf Stimmrechtsbeschwerden der
Jungfreisinnigen als gegenstandslos ab. Das aktuelle Interesse, welches nötig sei, um
ein solches Leiturteil zu fällen, sei nicht gegeben, da die Initiative am Ständemehr
gescheitert sei. Das Bundesgericht stimmte jedoch zu, dass ein Interesse bestehen
könnte, in diesem Feld Klarheit zu schaffen – jedoch sei dies nur möglich, wenn sich die
kirchlichen Interventionen im Abstimmungskampf auf das Ergebnis auswirken würden.
Während die Jungfreisinnigen das Urteil bedauerten und weiterhin auf ihrer Forderung
nach Neutralität der Kirchen bestanden, begrüsste das Komitee «Kirche für
Konzernverantwortung», dem über 700 Kirchgemeinden und Pfarreien angehörten, das
Ergebnis. Es sei selbstverständlich, dass sich die Kirche in einer Demokratie zu
politischen Fragen äussere und an öffentlichen Debatten teilnehme. Gleichzeitig seien
sich die Kirchen auch bewusst, dass eine Aufarbeitung angezeigt sei – eine solche
versprachen in der Folge Daniel Kosch, Generalsekretär der Römisch-Katholischen
Zentralkonferenz (RKZ), sowie Rita Famos, die neue Präsidentin der Evangelisch-
reformierten Kirche Schweiz (EKS). 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.03.2021
SARAH KUHN

Medien

Radio und Fernsehen

In den Kantonen Zürich und Basel-Landschaft reichten vier Stimmbürger
Abstimmungsbeschwerden ein, die eine Nachzählung des knappen
Abstimmungsergebnisses zum RTVG forderten und sich dabei auf eine seit 2009
geltende und anlässlich der ebenfalls knappen Abstimmung über die biometrischen
Pässe eingeführte Praxis der Rechtsprechung beriefen, wonach bei sehr knappen
Abstimmungsergebnissen per se ein Anspruch auf Nachzählung besteht. In Reaktion auf
diesen umstrittenen Entscheid, der gemäss den Gegnern dieser Regelung das generelle
Vertrauen in die direkte Demokratie schwäche, hatten die eidgenössischen Räte eine
Änderung des Gesetzes über politische Rechte beschlossen, welche diesen Entscheid
rückgängig machen wollte. Dieser im November in Kraft tretenden Regelung billigte das
Bundesgericht nun eine Vorwirkung zu und wies die Beschwerden ab. Darüber hinaus
erachteten die Bundesrichter das Ergebnis nicht als ausreichend knapp und da die
Beschwerdeführer nur auf marginale Ungereimtheiten aufmerksam gemacht hätten,
war das Bundesgericht der Ansicht, dass auch eine Nachzählung das Ergebnis nicht
substanziell zu Gunsten der RTVG-Gegner beeinflusst hätte. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 20.08.2015
MARLÈNE GERBER
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